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VORWORT

Der Regierungsrat setzt sich daflir ein, dass alle Menschen
im Kanton Basel-Landschaft ihr Leben selbstbestimmt
gestalten und gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben
teilhaben kdnnen. In den vergangenen Jahren hat er wichtige
Grundlagen geschaffen, um dieses Ziel langfristig zu errei-
chen. Mit der «Zukunftsstrategie Gleichstellung» hat er 2016
die Gleichstellungsarbeit im Sinne eines Gender Mainstrea-
mings in der Verwaltung eingefihrt und dadurch gestarkt
und besser koordiniert. So will er die tatsdchliche Gleichstel-
lung von Frauen und Mannern gemass Bundesverfassung
und kantonalem Einflhrungsgesetz zum Gleichstellungsge-
setz weiter voranbringen.

Parallel dazu hat der Regierungsrat zwischen 2018 und 2024
im Rahmen des Projekts Behindertenrechte die Grundlagen
fur eine zeitgeméasse kantonale Behindertenpolitik erarbeitet.
Dazu gehoren insbesondere das Gesetz Uber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen sowie die Fachstelle Behin-
dertenrechte, welche die Umsetzung des Gesetzes in der
kantonalen Verwaltung sicherstellt. Mit diesen rechtlichen
und institutionellen Grundlagen gehort der Kanton Basel-
Landschaft zu den Vorreitern im Bereich der Behinderten-
gleichstellung.

Mit dem «Aktionsplan Gleichstellung BL 2026-2029» geht
der Regierungsrat nun einen entscheidenden Schritt weiter:
Er ergreift neue Massnahmen, starkt und koordiniert beste-
hende Bemuhungen und verankert Gleichstellung verbindlich
im Verwaltungshandeln. In den kommenden vier Jahren
werden unter anderem der hindernisfreie und geschlechter-
gerechte Zugang zu Leistungen und Informationen der Ver-
waltung verbessert und die digitalen Angebote zuganglich
gestaltet. In der Arbeitswelt werden Chancengleichheit und
Vereinbarkeit gefordert — auch beim Kanton als Arbeitgeber.
Jugendliche werden bei der individuellen Entwicklung jen-
seits von Stereotypen unterstltzt und die Pravention im
Bereich sexuelle Beldstigung und Gewalt wird gestarkt. Der
Aktionsplan schafft damit klare Verbindlichkeit, setzt Priori-
taten und macht Fortschritte Uberprifbar.

Die Umsetzung dieser Ziele ist eine gemeinsame Aufgabe.
Es braucht die Zusammenarbeit der kantonalen Verwaltung
mit Gemeinden, Institutionen, der Wirtschaft und der Gesell-
schaft. Nur gemeinsam kann Gleichstellung konkret umge-
setzt und konnen bestehende Hindernisse wirksam abge-
baut werden.

Der Regierungsrat dankt allen Beteiligten fur ihnr Engagement
bei der Entwicklung dieses Aktionsplans. Gemeinsam setzen
wir uns daflr ein, dass Gleichstellung und Teilhabe im Kan-
ton Basel-Landschaft nicht nur Anspruch bleiben, sondern
gelebte Realitat werden.

Dr. Anton Lauber
Regierungsrat, Vorsteher Finanz- und Kirchendirektion



EINLEITUNG




Gleichstellung bedeutet, dass alle Menschen im Kanton
Basel-Landschaft ihr Leben selbstbestimmt gestalten und
gleichberechtigt am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
politischen Leben teilhaben kénnen — unabhangig von
Geschlecht oder Behinderungen.

Der vorliegende Aktionsplan schafft die Grundlage dafdr,
dieses Ziel konkret und wirksam zu verfolgen. Er zeigt auf,
wo Handlungsbedarf besteht, setzt Prioritdten und legt fest,
mit welchen Massnahmen die Gleichstellung in den kom-
menden Jahren vorangebracht wird.

Der Aktionsplan vereint zwei zentrale Bereiche: die Gleich-
stellung der Geschlechter und die Rechte von Menschen
mit Behinderungen. Die beiden Bereiche werden je mit eige-
nen Handlungsfeldern, Zielen und Massnahmen ausgestal-
tet. Gleichzeitig erfolgen die Erarbeitung und Umsetzung im
fachlichen Austausch und nach einem gemeinsamen metho-
dischen Ansatz. Dadurch werden Synergien genutzt, beste-
hende Strukturen gestarkt und Gleichstellung als Ubergrei-
fendes Thema in der Verwaltung verankert.

1.1 AKTIONSPLAN IM AUFTRAG DES

REGIERUNGSRATS

Der Regierungsrat hat Gleichstellung BL — bestehend aus der
Fachstelle Gleichstellung fir Frauen und Manner und der Fach-
stelle Behindertenrechte — mit Beschluss vom 24. Juni 2025
mit der Erarbeitung des «Aktionsplan Gleichstellung BL 2026—
2029» beauftragt.

Der Aktionsplan knipft an die bisherige «Zukunftsstrategie
Gleichstellung» an, mit der seit 2016 die Férderung der Chan-
cengleichheit im Sinne eines Gender Mainstreamings veran-
kert wurde. Im Weiteren schliesst der Aktionsplan an das
Projekt Behindertenrechte an, mit welchem zwischen 2018
und 2024 die Grundlagen fiir eine zeitgemasse kantonale
Behindertenpolitik gelegt worden sind. Im Bereich der Behin-
dertenrechte wird zudem der gesetzliche Auftrag umgesetzt,
Schwerpunkte zur Verwirklichung der Rechte von Menschen
mit Behinderungen festzulegen (8 14, Abs. d Behinderten-
rechtegesetz BL).

Aktionsplane sind ein bewahrtes strategisches Steuerungs-
instrument. Sie ermdoglichen es, Gleichstellung als Quer-
schnittsthema in der gesamten Verwaltung zu verankern und
systematisch voranzubringen. Sie blndeln bestehende und
neue Aktivitaten, schaffen Transparenz und stellen sicher,
dass Massnahmen koordiniert und zielgerichtet umgesetzt
werden.



1.2 ZIEL: DIE GLEICHSTELLUNG
SYSTEMATISCH VORANBRINGEN

Hauptziel des Aktionsplans Gleichstellung BL 2026-2029 ist
es, die Gleichstellung der Geschlechter und von Menschen
mit Behinderungen voranzubringen, Diskriminierungen zu
verhindern und Hurden abzubauen.

Der Aktionsplan soll ausserdem sicherstellen, dass...

— Gleichstellung im Sinne des Diversity Mainstreaming als
Querschnittsthema in der gesamten kantonalen Verwal-
tung verankert wird.

— Verwaltung und Zivilgesellschaft in die Entwicklung von
Handlungsfeldern, Zielen und Massnahmen einbezogen
werden.

— Synergien zwischen den beiden Fachstellen von Gleich-
stellung BL genutzt werden.

— die Gleichstellungskompetenz innerhalb der Verwaltung
gestarkt und der Wissensaustausch gefordert wird.

Um diese Ziele wirkungsvoll erreichen zu kénnen, zeichnet

sich der Aktionsplan durch folgende Merkmale aus:

— Er knUpft an Ubergeordnete Strategien und Planungsinst-
rumente an und nutzt Synergien.

— Errichtet sich am ausgewiesenen Handlungsbedarf
sowie an den Prioritaten von Regierungsrat und Direktio-
nen aus.

— Er definiert fUr einen festgelegten Zeitraum Handlungs-
felder, Ziele und Massnahmen. Dadurch blndelt und
koordiniert er Gleichstellungsaktivitdten und macht diese
gegen aussen sichtbar.

— Er bezieht die Zivilgesellschaft sowie die Mitarbeitenden
der Verwaltung in die Erarbeitung der Ziele und Mass-
nahmen ein.

— Er wird von der obersten Fihrungsebene beschlossen
und verbindlich umgesetzt.

— Die Umsetzung und Zielerreichung werden regelméssig
{berprift und der Offentlichkeit kommuniziert.

1.3 GRUNDLAGEN ZUR ERARBEITUNG DES
AKTIONSPLANS

Die Handlungsfelder, Ziele und Massnahmen des Aktions-
plans wurden von Gleichstellung BL in Kooperation mit den
Dienststellen und Direktionen erarbeitet. Dabei stutzte sich
Gleichstellung BL auf verschiedene fachliche, rechtliche und
strategische Grundlagen sowie auf die Mitwirkung relevan-
ter Akteurinnen und Akteure.

Zu den Grundlagen gehdren insbesondere:

— die strategischen Zielsetzungen des Kantons (insbeson-
dere Aufgaben- und Finanzplan 2025-2028)

— der ausgewiesene Handlungsbedarf und die Prioritaten
der Direktionen

— die Ergebnisse aus Workshops mit der Zivilgesellschaft
und Mitarbeitenden der Verwaltung

— Ergebnisse der Mitarbeitendenbefragung

— politische Vorstdsse

— Zukunftsstrategie Gleichstellung

— Projekt Behindertenrechte

— rechtliche Grundlagen und internationale Ubereinkom-
men Bereich Gleichstellung der Geschlechter: Bundes-
verfassung, Bundesgesetz Uber die Gleichstellung von
Frau und Mann, Convention on the Elimination of All
Forms of Discrimination against Women, Istanbul-
Konvention

— rechtliche Grundlagen und internationale Ubereinkom-
men Bereich Behindertenrechte: Ubereinkommen der
UNO (ber die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen, Bundesverfassung, Behindertengleichstellungsge-
setz des Bundes, Behindertenrechtegesetz BL.

1.4 ERARBEITUNGSPROZESS

Die Erarbeitung des Aktionsplans Gleichstellung BL basiert
auf einem partizipativen Ansatz. Der Einbezug verschiedener
Zielgruppen und Akteurinnen und Akteure war deshalb zen-
tral. Menschen mit Behinderungen, Fachpersonen aus der
Gleichstellungsarbeit, Interessenvertretungen sowie Mitar-
beitende der Verwaltung konnten ihre unterschiedlichen
Perspektiven und Erfahrungen einbringen. Dieser Einbezug
stellte sicher, dass die tatsachlichen Bedurfnisse und Her-
ausforderungen von Betroffenen erkannt, praxisnahe Losun-
gen entwickelt und die Massnahmen breit abgestutzt wur-
den. Gleichzeitig starkte der Prozess die Akzeptanz und die
Verbindlichkeit bei der spateren Umsetzung.


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/1498_1498_1498/de
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/convention-elimination-all-forms-discrimination-against-women
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/convention-elimination-all-forms-discrimination-against-women
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/168/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/168/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/245/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/245/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/245/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/667/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/667/de
https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/109.11
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de

Der Erarbeitungsprozess gliederte sich in funf Phasen:

PHASE 1: EINBEZUG DER ZIVILGESELLSCHAFT UND

DER VERWALTUNG

— Workshop mit Menschen mit Behinderungen und
ihren Angehdrigen

— Workshop mit Fachpersonen aus dem Bereich
Gleichstellung der Geschlechter

— Walk-in-Lab fir Mitarbeitende der kantonalen
Verwaltung

— Einbezug bestehender verwaltungsinterner und
-externer Gremien

— Bilaterale Gesprache mit relevanten verwaltungs-
internen Akteurinnen und Akteuren

PHASE 2: ERARBEITUNG DES ENTWURFS

— Entwicklung von Handlungsfeldern, Zielen und Mass-
nahmen in Zusammenarbeit mit den zustandigen
Dienststellen

PHASE 3: ABSTIMMUNG MIT DEN DIREKTIONEN

— Diskussion, Priorisierung und Anpassung der
Massnahmen mit den Direktionsvorstehenden,
Generalsekretarinnen und -sekretaren sowie der
Landschreiberin

PHASE 4: MITBERICHTSVERFAHREN
— Konsultation der Direktionen und der Landeskanzlei

PHASE 5: FINALISIERUNG, BESCHLUSSFASSUNG

UND PUBLIKATION

— Verabschiedung durch den Regierungsrat
(Regierungsratsbeschluss)

— Publikation

1.5 ZUSTANDIGKEITEN

Der Gesamtregierungsrat ist der Auftraggeber des «Aktions-
plans Gleichstellung BL 2026-2029». Er hat den vorliegenden
Aktionsplan mit Regierungsratsbeschluss vom 16. Juni 2026
gutgeheissen und die Direktionen mit der Umsetzung der Ziele
und Massnahmen in ihrem Zustandigkeitsbereich beauftragt.

Gleichstellung BL koordiniert den Gesamtprozess. Die Fach-
stelle Gleichstellung fir Frauen und Méanner und die Fach-
stelle Behindertenrechte beraten und unterstitzen die Direk-
tionen und Dienststellen bei der Umsetzung von
Massnahmen. Einmal jahrlich fuhrt Gleichstellung BL mit
den Direktionsvorstehenden und Generalsekretariaten jeder
Direktion sowie mit der Landeskanzlei Standortgesprache
durch. In diesen Gesprachen werden der aktuelle Stand der

Massnahmen und die Zielerreichung besprochen, neue
Massnahmen definiert und bestehende Massnahmen aktu-
alisiert oder abgeschlossen. Gleichstellung BL fordert ausser-
dem den Wissensaufbau und die Vernetzung innerhalb der
Verwaltung. Des Weiteren ist Gleichstellung BL zustandig
fir das Monitoring sowie die Evaluation des Aktionsplans
und berichtet dem Regierungsrat. Daneben setzen die bei-
den Fachstellen selbst Massnahmen um.

Die Direktionen heissen die Massnahmen des Aktionsplans
gut. Die Direktionsvorstehenden, die Landschreiberin bzw.
die Generalsekretarinnen und -sekretére sind verantwortlich
far die Umsetzung der Massnahmen in ihrem Bereich. Sie
koordinieren das Monitoring innerhalb der Direktion und
berichten an den jahrlichen Standortgesprachen.

Die Verantwortlichen in den Dienststellen setzen die Mass-
nahmen in ihrem Zustandigkeitsbereich um und beteiligen
sich am Monitoring. Sie holen bei Bedarf Informationen und
Beratung bei Gleichstellung BL ein.

1.6 AUFBAU DES AKTIONSPLANS

Der Aktionsplan ist in zwei Teile gegliedert: Ein Teil behandelt
die Gleichstellung der Geschlechter und liegt in der Zustan-
digkeit der Fachstelle Gleichstellung fir Frauen und Méanner.
Der andere Teil widmet sich der Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen. Die Federfihrung flr diesen Tell
liegt bei der Fachstelle Behindertenrechte. Die beiden Fach-
stellen arbeiten fachlich getrennt, kooperieren aber gezielt
und nutzen Synergien.

Die Handlungsfelder bilden die thematischen Schwerpunkte

des Aktionsplans ab. Jedes Handlungsfeld enthalt mehrere
Ziele mit dazugehdrenden Massnahmen.

1.7 MONITORING UND EVALUATION

Die Umsetzung des Aktionsplans wird durch ein jahrlich
durchgefliihrtes Monitoring begleitet. In den Standortgespra-
chen informieren die Direktionen Gleichstellung BL Uber den
Stand der Massnahmen in ihrem Zustandigkeitsbereich und
Uber die weitere Planung. Gleichstellung BL dokumentiert
die Monitoring-Ergebnisse.

Am Ende der Vierjahresperiode wird der Aktionsplan evalu-
iert. Der Regierungsrat entscheidet aufgrund des Evaluati-
onsberichts und einem entsprechenden Antrag von Gleich-
stellung BL Uber die Weiterfihrung des Aktionsplans
Gleichstellung BL.
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GLEICHSTELLUNG DER GESCHLECHTER

Die Gleichstellung der Geschlechter ist in jeder Lebensphase relevant und umfasst alle
Lebensbereiche wie Ausbildung, Berufsleben, Familie, Politik, Kultur und Gesundheit.
Der Aktionsplan legt den Fokus auf sechs Handlungsfelder.

HANDLUNGSFELD 3: BEKAMPFUNG VON HANDLUNGSFELD 4: BILDUNG
SEXUELLER BELASTIGUNG UND
GESCHLECHTSSPEZIFISCHER GEWALT

HANDLUNGSFELD 5: HANDLUNGSFELD 6: PARTIZIPATION UND
GESUNDHEIT UND SPORT ANTIDISKRIMINIERUNG



HANDLUNGSFELD 1: CARE-ARBEIT

Kochen, putzen, Wasche waschen, Kinder betreuen oder
Menschen pflegen: Care-Arbeit ist unverzichtbar fir unsere
Gesellschaft. Alle Menschen sind in verschiedenen Lebens-
phasen auf Care-Arbeit angewiesen. Mit der alter werdenden
Gesellschaft dirfte Care-Arbeit weiter an Bedeutung gewin-
nen.

Unbezahlte und bezahlte Care-Arbeit wird mehrheitlich von
Frauen geleistet. Frauen mit Kindern dbernahmen im Basel-
biet im Schnitt 56 Stunden unbezahlte Haus- und Familien-
arbeit pro Woche, Ménner 34 Stunden.' Die ungleiche Ver-
teilung unbezahlter Care-Arbeit zwischen den Geschlechtern
hat Folgen fir die berufliche Entwicklung, das Einkommen
und die finanzielle Vorsorge. Denn wer unbezahlte Care-
Arbeit leistet, sieht sich haufig mit konomischen Nachteilen
und schlechterer sozialer Absicherung konfrontiert. Zudem
ist unbezahlte Arbeit wenig sichtbar und wertgeschatzt.
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Um negative finanzielle Folgen abzufedern und Paaren ega-
litare Aufteilungen von Erwerbs- und Care-Arbeit zu erméog-
lichen, sind verflgbare und zahlbare Angebote zur familie-
nerganzenden Kinderbetreuung sowie zur Betreuung und
Pflege von Angehdrigen zentral. Weiter braucht es flexible
Arbeitsbedingungen, Vereinbarkeit von Beruf und Familie
und ein Steuer- und Sozialversicherungssystem, das unbe-
zahlt Care-Arbeit-Leistende nicht benachteiligt. Bei der
bezahlten Care-Arbeit besteht Handlungsbedarf bezlglich
Verdienstmadglichkeiten und Arbeitsbedingungen.

Der Kanton fordert mit seinen Massnahmen das familiener-
ganzende Kinderbetreuungsangebot im Baselbiet und die
Wertschatzung der Care-Arbeit. Er sensibilisiert die Bevol-
kerung und Kantonsmitarbeitende fur die mit unbezahlter
Care-Arbeit verbundenen Risiken und setzt sich fir faire
Arbeitsbedingungen bei bezahlter Care-Arbeit ein.

1 Quelle: Bundesamt fir Statistik, Schweizerische Arbeitskrafteerhebung (SAKE), 2020.
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ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton verfiigt iber ein bedarfsgerechtes, qualitativ

gutes sowie finanziell erschwingliches familienerganzendes

Kinderbetreuungsangebot.

Revision sowie Umsetzung des revidierten Gesetzes Uber
die familienerganzende Kinderbetreuung.

In Umsetzung. Zustandig: Fachbereich Familien (SID), Amt
fur Kind, Jugend und Behindertenangebote (BKSD), Zeit-
raum: 2026-2027

Der Kanton férdert das Bewusstsein fiir die zentrale gesell-
schaftliche Bedeutung von Care-Arbeit und tragt zu deren
Sichtbarkeit und Wertschatzung bei. Er informiert liber die
finanziellen Risiken bei der Ubernahme von unbezahlt ge-

leisteter Care-Arbeit und dariiber, wie diese individuell ab-

gefedert werden konnen.

Regelmassige Veroffentlichung von Indikatoren zur unbe-
zahlt geleisteten Care-Arbeit im Baselbiet.

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Seminarangebot fir kantonale Mitarbeitende zur Auswir-
kung von Erwerbsentscheiden in Zusammenhang mit
unbezahlter Care-Arbeit auf die soziale Absicherung.

In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD), Gleichstellung
fir Frauen und Manner (FKD),

Zeitraum: 2026-2029

Informationsveranstaltungen fir die Offentlichkeit zur
Auswirkung von Erwerbsentscheiden in Zusammenhang
mit unbezahlter Care-Arbeit auf die soziale Absicherung
sowie zu Finanzen und Geschlecht.
In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Informationsmaterial fir die Offentlichkeit zu den finan-
ziellen Auswirkungen von Erwerbsentscheiden auf die
soziale Absicherung.

Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD), Zeit-
raum: 2026-2027

Der Kanton setzt sich fiir faire Arbeitsbedingungen bei be-
zahlt geleisteter Care-Arbeit ein.

Mitgliedschaft beim Verein «Carelnfo» und Information
der Zielgruppen (Pilotphase). Auf der Informations- und
Vernetzungsplattform «Carelnfo» finden Care-Migrantin-
nen und arbeitgebende Privathaushalte die in den Kanto-
nen geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen.

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fur Frauen und
Manner (FKD), Fachabteilung Integration (SID), Kantonales
Amt fUr Industrie, Gewerbe und Arbeit (VGD), Zeitraum:
2026-2027
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HANDLUNGSFELD 2:
ERWERBSARBEIT

Erwerbsarbeit ist zentral flr die finanzielle Unabhangigkeit
und soziale Absicherung. In den letzten Jahrzehnten ist die
Erwerbsbeteiligung von Frauen deutlich gestiegen: Drei
Viertel der Frauen im Baselbiet sind erwerbstatig — in den
1970er Jahren waren es weniger als die Halfte. Auch der
Frauenanteil in Fihrungspositionen hat zugenommen. Fle-
xible Arbeitsmodelle gewinnen an Bedeutung und begins-
tigen eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben.

Gleichzeitig bestehen weiterhin deutliche Unterschiede
zwischen den Geschlechtern bei Erwerbsbeteiligung,
Beschaftigungsgrad, Lohn, beruflichen Entwicklungsmaog-
lichkeiten und Altersvorsorge. Frauen sind tberdurchschnitt-
lich haufig Teilzeit erwerbstatig, in Branchen mit tieferen
Léhnen beschaftigt und unterbrechen oder reduzieren ihre
Erwerbstatigkeit deutlich haufiger aufgrund von Betreuungs-
und Pflegeaufgaben. Zudem sind Ausbildung und Arbeits-
markt in der Schweiz stark nach Geschlechtern segregiert.
Dies wirkt sich langfristig ebenfalls negativ auf Einkommen,
Karriere und soziale Absicherung aus.

Um die Chancengleichheit in allen Phasen des Erwerbsle-
bens zu erhdhen, sind gute Rahmenbedingungen wie die
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, Lohngleichheit und
nicht-diskriminierende Anstellungs- und Arbeitsbedingun-
gen zentral. Das Gleichstellungsgesetz verbietet Diskrimi-
nierung aufgrund des Geschlechts im Erwerbsleben. Dazu
gehoren Lohnungleichheit, sexuelle und sexistische Belas-
tigung am Arbeitsplatz sowie Diskriminierung bei Anstel-
lung, Beforderung, Arbeitsbedingungen etc. Bei der Umset-
zung des Gesetzes durch Arbeitgebende besteht weiterhin
Handlungsbedarf.

Der Kanton férdert mit seinen Massnahmen die Chancen-
gleichheit und Vereinbarkeit bei Arbeitgebenden. Privatper-
sonen unterstltzt er geschlechtersensibel beim Eintritt in
den Arbeitsmarkt. Gleichzeitig setzt er als Arbeitgeber
Massnahmen zur Erhéhung der Chancengleichheit in der
kantonalen Verwaltung um.




ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton setzt sich bei Unternehmen im Kanton fiir die
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ein.

Sensibilisierung von Arbeitgebenden bezlglich Schwan-
gerschaft und Mutterschaft am Arbeitsplatz.

Zustandig: Gleichstellung flr Frauen und Méanner (FKD), Zeit-
raum: 2026-2027

Unterhalt und stetige Weiterentwicklung der Online-
Plattform JOB&LIFE fiir KMU zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben.

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fur Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton unterstiitzt Unternehmen im Baselbiet bei der

Pravention und Intervention rund um sexuelle, sexistische
und queerfeindliche Belastigung am Arbeitsplatz.

Fachstelle Gleichstellung fir Frauen und Manner ist Mit-
glied der Tragerschaft des Vereins «KMU konkret+».
Bekanntmachen des Angebots. «KMU konkret+» unter-
stltzt KMU kostenglnstig bei der Pravention von sexu-
eller, sexistischer und queerfeindlicher Belastigung am
Arbeitsplatz und bietet Vorgehensberatung bei konkreten
Fallen.

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton fordert in seinem Einflussgebiet die Einhaltung
der Lohngleichheit.

Stichprobenkontrollen zur Uberprifung der von den
Unternehmen in der Selbstdeklaration im Beschaffungs-
wesen gemachten Angaben betreffend Einhaltung der
Lohngleichheit (Pilotphase).

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fur Frauen und
Manner (FKD), Zentrale Beschaffungsstelle (BUD),
Zeitraum: 2026-2027

Der Kanton unterstiitzt die Arbeitsmarktteilnahme und sen-

sibilisiert die entsprechenden Verwaltungsstellen fiir die

Gleichstellungsthematik.

Schulung der Mitarbeitenden des Assessmentcenters
des Sozialamts zu Gleichstellungsaspekten.

Zustandig: Assessmentcenter des kantonalen Sozialamts
(FKD), Gleichstellung fur Frauen und Méanner (FKD), Zeitraum:
2026-2027

Kurzschulung von Mitarbeitenden der Offentlichen Arbeits-
vermittlung (RAV) zu beratungsrelevanten Geschlechter-
gleichstellungsthemen.

Zustandig: Kantonales Amt fir Industrie, Gewerbe und Arbeit
(VGD), Gleichstellung fur Frauen und Manner (FKD), Zeit-
raum: 2026-2029

Der Kanton férdert den Wiedereinstieg ins Erwerbsleben
nach einer Familienphase.

Prifen der Einflhrung von Wiedereinstiegspraktika in der
Verwaltung.

Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanzlei, Personalamt
(FKD), Zeitraum: 2026-2029

Laufbahnberatung flr Frauen unter Berlcksichtigung der
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie Beratung und
Workshop zu Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt nach
einer Familienphase. Verstarkte Bewerbung des Ange-
bots.

In Umsetzung. Zustandig: Berufs-, Studien- und Laufbahn
Beratung (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton erh6ht den Anteil Frauen im Kader in der kanto-

nalen Verwaltung.

Stellenausschreibungen werden so formuliert, dass sie
alle Geschlechter ansprechen. Kader-Stellen werden nach
Moglichkeit mit Teilzeit-Option angeboten. In die engere
Auswabhl flr Fihrungspositionen werden nach Moglich-
keit sowohl Méanner als auch Frauen einbezogen.

In Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanz-
lei, Zeitraum: 2026-2029

Zentrales Talentmanagement und Nachfolgeplanung
(unterstltzt u.a. Chancengleichheit von Frauen und Man-
nern bei Karriereentwicklungen und Besetzung von Fuh-
rungspositionen).

In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD),

Zeitraum: 2026-2029

Ermdglichen von Top-Sharing inkl. entsprechender Infor-
mation und Beratung.

Teilweise in Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen und
Landeskanzlei, Personalamt (FKD), Gleichstellung flr Frauen
und Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Regelmassiges Monitoring der Geschlechteranteile im
Kader inklusive interner Koommunikation der Kennzahlen.
In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD), Gleichstellung
far Frauen und Manner (FKD),

Zeitraum: 2026-2029
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Der Kanton fordert die Lohngleichheit in der Verwaltung.

— Regelmassige Lohngleichheitskontrollen mit dem Stan-
dardanalyse-Tool «Logib».
In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD),
Zeitraum: 2029

— Regelmassige interne Berichterstattung zu den lohnrele-
vanten Bewertungen in den Mitarbeitendengesprachen.
In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton schiitzt seine Mitarbeitenden vor sexueller,
sexistischer und queerfeindlicher Belastigung am Arbeits-
platz.

— Schulung der Fuhrungskrafte und HR-Verantwortlichen
der Verwaltung zu Pravention und Intervention rund um
sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz. Sensibilisierung der
Mitarbeitenden. Erarbeiten und Aktualisieren von Infor-
mationsmaterial.

In Umsetzung. Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und
Manner (FKD), Personalamt (FKD), Zeitraum: 2026-2027
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Der Kanton garantiert diskriminierungsfreie Arbeitsbedin-

gungen in der Verwaltung.

— Regelmassige Durchflihrung des HSG Diversity Bench-
markings (Monitoring der Personalkennzahlen nach
Geschlecht durch die Hochschule St. Gallen).

In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD), Gleichstellung
fir Frauen und Méanner (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

— Schulung von HR-Verantwortlichen zu unbewussten,
geschlechtsspezifischen Wahrnehmungsmustern und
deren Auswirkungen auf Rekrutierung, Beférderung, Ent-
I6hnung etc.

Zustandig: Personalamt (FKD), Gleichstellung flr Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

— Sensibilisierung von HR-Verantwortlichen fir Herausfor-
derungen von und Umgang mit queeren Mitarbeitenden.
Prifen einer entsprechenden Beratung fur HR- und Flh-
rungspersonen sowie Uberpriifung der Rekrutierungspro-
zesse beziglich LGBTIQ-Freundlichkeit.

Zustandig: Personalamt (FKD), Gleichstellung flr Frauen und
Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Die kantonale Verwaltung setzt sich fiir die Vereinbarkeit

von Beruf und Privatleben ein.

— Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben in
der kantonalen Verwaltung (Teilzeitarbeit, mobiles Arbei-
ten etc.).

In Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanz-
lei, Zeitraum: 2026-2029

— Beratung zu Kinder- und Angehdrigenbetreuung und
Online-Informationsveranstaltungen zu Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben fir Verwaltungsmitarbeitende
durch die externe Fachstelle profawo.

In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD),
Zeitraum: 2026-2029



HANDLUNGSFELD 3: BEKAMPFUNG
VON SEXUELLER BELASTIGUNG
UND GESCHLECHTSSPEZIFISCHER
GEWALT

Sexuelle Belastigung und geschlechtsspezifische Gewalt
sind gravierende Verletzungen der personlichen Integritat.
Sie beeintrachtigen die kdrperliche und psychische Gesund-
heit der Betroffenen. Sexuelle Belastigung und geschlechts-
spezifische Gewalt kann alle Personen treffen. Frauen, Mad-
chen, LGBTIQ-Personen und Personen mit Behinderungen
sind aber besonders haufig Opfer von sexualisierter und
hauslicher Gewalt.

Das Gleichstellungsgesetz verbietet explizit sexuelle und
sexistische Belastigung im Erwerbsleben und verpflichtet
alle Arbeitgebenden, ihre Mitarbeitenden wirkungsvoll zu
schutzen. Wie Befragungen zeigen, erfahren jedoch viele
Menschen Belastigungen am Arbeitsplatz: 44 Prozent der
Frauen und 17 Prozent der Manner geben an, im Erwerbs-
leben bereits sexuelle Beldstigung erlebt zu haben.? Auch
ausserhalb der Arbeitswelt ist sexuelle Belastigung weit
verbreitet: Im Jahr 2019 berichteten mehr als die Halfte der
Frauen in der Schweiz, bereits im 6ffentlichen Raum belés-
tigt worden zu sein.®

Die Schweiz hat sich mit der Ratifizierung der Istanbul-Kon-
vention verpflichtet, Gewalt gegen Frauen und hausliche
Gewalt zu bekdmpfen und praventiv dagegen vorzugehen.
Die Kantone sind in ihrem Zustandigkeitsbereich verantwort-
lich fir die Umsetzung. Basel-Landschaft tut dies mit der
Roadmap hausliche Gewalt. Sie hat zum Ziel, Gewalt zu
stoppen, Opfer zu schiitzen und Tatpersonen zu belangen.
Der Handlungsbedarf ist weiterhin gross: 2025 musste die
Polizei 772-mal wegen Gewalt im sozialen Nahraum interve-
nieren und ermittelte einen oder mehrere Straftatbestande.
Die Dunkelziffer durfte jedoch massiv héher sein. Betroffen
von héauslicher Gewalt sind mehrheitlich Frauen.*

Der Kanton setzt im Bereich sexuelle und sexistische Belas-
tigung und hausliche und geschlechtsspezifische Gewalt
diverse Massnahmen um. Er betreibt Pravention und Sensi-
bilisierung, begleitet und unterstutzt betroffene Personen
und arbeitet mit Tatpersonen. Als Arbeitgeber setzt er das
Gleichstellungsgesetz konsequent um und schitzt seine
Mitarbeitenden vor sexueller Belastigung.

2 Studie zu sexueller Belastigung am Arbeitsplatz in der Schweiz: Kurzversion des Schlussberichts (Eidgendssisches Buro fir die Gleichstellung von Frau und

Mann EBG, Staatssekretariat flr Wirtschaft SECO, 2024)

3 Schlussbericht zur Befragung: Sexuelle Beldstigung und sexuelle Gewalt an Frauen sind in der Schweiz verbreitet (Amnesty International, 2019)

4 Polizeikennzahlen Baselland (2025)
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2018/168/de
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https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/sicherheitsdirektion/justizvollzug/haeusliche-gewalt/pdfs-ist/fg-ik_bericht-und-massnahmen-zur-roadmap-hg.pdf
https://www.ebg.admin.ch/dam/de/sd-web/Fcrl0FWZyT51/Kurzversion%20des%20Schlussberichts%20zu%20sexueller%20Belästigung%20am%20Arbeitsplatz_07.04.2025.pdf
https://cockpit.gfsbern.ch/download.php?id=2285
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/direktionen/sicherheitsdirektion/justizvollzug/haeusliche-gewalt/polizeikennzahlen-baselland

ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton setzt sich ein gegen sexuelle Belastigung und
geschlechtsspezifische Gewalt.

16

Prifen der Beteiligung an einem Uberkantonalen Melde-
Tool zu sexueller, sexistischer und queerfeindlicher Belas-
tigung im offentlichen Raum mit Begleitkampagne.
Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD),
Zeitraum: 2026-2027

Jahrliche regionale Kampagne im Rahmen der 16 Tage
gegen Gewalt an Frauen.

In Umsetzung. Zustandig: Interventionsstelle gegen hausli-
che Gewalt (SID), Gleichstellung flr Frauen und Manner
(FKD), unter Einbezug von: Beratungsstelle Opferhilfe beider
Basel, Frauenhaus beider Basel, Heilsarmee Frauenhaus
Region Basel, Zeitraum: 2026-2029 (Massnahme aus Mass-
nahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)

Bereitstellen von Informationsmaterial zu sexueller und
sexistischer Belastigung sowie geschlechtsspezifischer
und queerfeindlicher Gewalt flr Jugendtreffpunkte und
weitere Freizeitangebote fir Jugendliche.

Zustandig: Gleichstellung flr Frauen und Manner (FKD),
Zeitraum: 2027-2029

Sensibilisierung zum Thema «Gewalt im Alter» und Pri-
fung von E-Learning-Tools (beispielsweise E-Learning fur
Apotheken «Zusatzmodul Gewalt im Alter»).

Zustandig: Interventionsstelle gegen hausliche Gewalt (SID),
Gesundheitsforderung (VGD), Zeitraum: 2027-2028

Der Kanton verstéarkt im schulischen Bereich die Pravention
von sexueller Beldstigung und héuslicher Gewalt.
— Starkung des Angebots «Mein Kdrper gehdrt mir» zur

Forderung der sexuellen Integritat und Selbstbestimmung
von Kindern inkl. Prifen eines Obligatoriums flr Primar-
schulen. Ausbau der Nutzung durch Kindergarten.
Zustandig: Amt fir Volksschulen (BKSD), Fachbereich Kin-
des- und Jugendschutz (SID), Gesundheitsforderung (VGD),
Zeitraum: 2026-2027 (Massnahme aus Massnahmenplan
Roadmap hausliche Gewalt)

Sicherstellen des Programms «Herzsprung» gegen
Gewalt in jugendlichen Paarbeziehungen. Vermehrte Sen-
sibilisierung der Schulen, damit Programme optimal
genutzt werden.

Zustandig: Amt fir Volksschulen (BKSD), Gesundheitsforde-
rung (VGD), Zeitraum: 2026-2027 (Massnahme aus Mass-
nahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)

Prifen der Durchfihrung der Ausstellung «Starker als
Gewalt» in Sekundarschulen.

Zustandig: Amt fur Volksschulen (BKSD), Gesundheitsforde-
rung (VGD), Zeitraum: 2026-2027

Schulung von Lehrpersonen und Bereitstellen von Sen-
sibilisierungsmaterial fir Schulen zu sexueller Belastigung
und sexualisierter und hauslicher Gewalt (diverse Praven-
tionskurse fur Lehrpersonen, Workshop zu sexualisierter
Gewalt fir Schiiler/innen, Flyer «Lustig. Lastig. Stopp!»).
In Umsetzung. Zustandig: Amt flr Volksschulen (BKSD),
Gesundheitsforderung (VGD), Gleichstellung fur Frauen und
Manner (FKD), unter Einbezug von: Beratungsstelle Opfer-
hilfe beider Basel, Frauenhaus beider Basel, Heilsarmee
Frauenhaus Region Basel, Zeitraum: 2026-2029 (Mass-
nahme aus Massnahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)



Der Kanton berat, unterstiitzt und schiitzt Opfer von sexu-
eller und sexistischer Belastigung, sexualisierter und hausli-
cher Gewalt und arbeitet mit Gewaltausiibenden.
— Beratungsangebot rund um die Uhr (24/7) fir Opfer von
Gewalt Uber schweizweite Kurzwahinummer.
In Umsetzung. Zustandig: Fachbereich Opferhilfe (SID), unter
Einbezug von: Beratungsstelle Opferhilfe beider Basel, Dar-
gebotene Hand, Zeitraum: 2026-2029 (Massnahme aus
Massnahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)

— Sicherstellen von gentigend Schutzplatzen fir Opfer von

hauslicher Gewalt. Prifung von Schutzplatzen flr Méad-
chen und junge Frauen.
In Umsetzung. Zustandig: Fachbereich Opferhilfe (SID), Fach-
bereich Kindes- und Jugendschutz (SID), unter Einbezug von:
Frauenhaus beider Basel, Heilsarmee Frauenhaus Region
Basel, Zeitraum: 2026-2029 (Massnahme aus Massnahmen-
plan Roadmap hausliche Gewalt)

— Lernprogramme fir Tatpersonen gegen hausliche und
sexualisierte Gewalt.
In Umsetzung. Zustandig: Interventionsstelle gegen hausliche
Gewalt (SID), Zeitraum: 2026-2029 (Massnahme aus Mass-
nahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)

— Prifen, ob das Lernprogramm fur Tatpersonen Arbeitge-
benden bei Beratungen zu Fallen von sexueller Belasti-
gung empfohlen werden soll.

Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

— Weiterentwicklung von Informations- und Sensibilisie-

rungsmaterial zu hauslicher Gewalt mit Fokus auf Mig-
rantinnen und Migranten als Zielgruppe.

In Umsetzung. Zustandig: Interventionsstelle gegen hausli-
che Gewalt (SID), Fachabteilung Integration (SID), Amt fir
Migration, Integration und Blrgerrecht (SID), unter Einbezug
von: Frauenhaus beider Basel, Auslanderdienst Baselland,
Multikulturelle Suchtberatungsstelle, Beratungsstelle Opfer-
hilfe beider Basel, Zeitraum: 2026-2029 (Massnahme aus
Massnahmenplan Roadmap hausliche Gewalt)

Beratung und Begleitung von Opfern sexualisierter
Gewalt (auch in Strafverfahren), traumafokussierte Unter-
stltzung, rechtsmedizinische Behandlung auch ohne
Anzeige, Aus- und Weiterbildung von Personen im
Umgang mit Opfern sexueller Gewalt.

In Umsetzung. Zustandig: Polizei (SID), Staatsanwaltschaft
(SID), Fachbereich Opferhilfe (SID), Interventionsstelle gegen
hausliche Gewalt (SID), unter Einbezug von: Kantonsspital
Baselland, Beratungsstelle Opferhilfe beider Basel, Institut
fir Rechtsmedizin der Universitat Basel, Zeitraum: 2026—
2029 (Massnahmen aus Massnahmenplan Roadmap haus-
liche Gewalt)
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HANDLUNGSFELD 4: BILDUNG

Bildung ist ein zentraler Pfeiler der Gleichstellung. Sie ist
eine wichtige Voraussetzung flr die berufliche und individu-
elle Entwicklung, finanzielle Unabhéngigkeit sowie die Teil-
habe am gesellschaftlichen und politischen Leben. Bildung
beginnt im frihkindlichen Alter und zieht sich tber die Schule
und Ausbildung bis hin zur Weiterbildung.

Die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen wird stark
davon gepragt, was in einer Gesellschaft als typisch weiblich
oder mannlich gilt. Diese gesellschaftlichen Stereotypen
schreiben Madchen und Jungen unterschiedliche Eigen-
schaften, Interessen und Fahigkeiten zu. Geschlechterste-
reotype haben Auswirkungen darauf, wie sich Kinder und
Jugendliche selbst wahrnehmen, woflr sie sich interessie-
ren, was sie sich selbst zutrauen und welchen «Platz» sie in
der Gesellschaft und der Familie einnehmen. Im Schulbe-
reich zeigen sich diese Auswirkungen in vielfaltiger Weise,
auch bei der Berufswahl, die weiterhin stark von Geschlecht
beeinflusst wird.

18

Kinder, Jugendliche und Erwachsene sollen ihre Personlich-
keit, ihre Fahigkeiten und Interessen unabhangig von
Geschlecht und gesellschaftlichen Rollenerwartungen ent-
wickeln und entfalten kénnen. Schule und andere Bildungs-
orte nehmen bei der Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen eine zentrale Rolle ein. Eine geschlechtersensible
Lernumgebung tragt dazu bei, alle gleichermassen zu férdern
und egalitare Bildungschancen zu bieten. Der Lehrplan 21
sieht vor, dass Schulen und Bildungsorte mit den Schulerin-
nen und Schulern Rollenbilder und Chancengleichheit reflek-
tieren, fur Vielfalt und Diskriminierung sensibilisieren und
den Kindern und Jugendlichen diesbezlgliche Kompetenzen
vermitteln.

Der Kanton unterstitzt mit seinen Massnahmen die indivi-
duelle Entwicklung und Berufswahl von Kindern und Jugend-
lichen unabhangig von Geschlechterstereotypen und sensi-
bilisiert fr vielfaltige Familienformen.



ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton fordert eine geschlechtsunabhingige Berufs-
wabhl.

Umsetzung und Weiterentwicklung des Zukunftstags BL
mit Beteiligung der Schulen, Erziehungsberechtigten und
der Wirtschaft.

In Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanz-
lei, Amt fur Volksschulen (BKSD), Gleichstellung fur Frauen
und Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

Offentlich zugangliches Freizeitangebot, um das Interesse
von Méadchen an MINT-Fachern® zu fordern.

Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD), Amt
fUr Kultur (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton unterstiitzt Kinder und Jugendliche in ihrer in-
dividuellen Entwicklung unabhéangig von Geschlechterste-
reotypen.

5

Bekanntmachung der Broschire «Mehr als Himmelblau
& Rosarot. Kinder- und Jugendmedien ohne Rollenkli-
schees». Anschaffung der darin aufgeflihrten Medien
durch die Kantonsbibliothek. Broschire wird in der Kan-
tonsbibliothek aufgelegt und den Gemeinde- und Schul-
bibliotheken zuganglich gemacht.

Zustandig: Gleichstellung flr Frauen und Méanner (FKD), Amt
far Kultur (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

Prifen einer Online-Themenseite des Amts fur Volks-
schulen zu Geschlechterstereotypen mit Unterrichtsma-
terial und Weiterbildungsangeboten.

Zustandig: Amt fur Volksschulen (BKSD), Gleichstellung flr
Frauen und Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2027

Prifen von moglichen Massnahmen zur Erhohung des
Manneranteils im Primarlehrberuf im Rahmen des Pro-
jekts «Fachkraftebedarf im Schulbereich».

Zustandig: Amt flr Volksschulen (BKSD), Berufsbildung,
Mittelschulen und Hochschulen (BKSD),

Zeitraum: 2026-2029

MINT: Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik.

Der Kanton unterstiitzt junge Erwachsene geschlechtsspe-

zifisch dabei, einen Abschluss auf Sekundarschule Il zu er-

werben.

— Prafen einer Analyse zu geschlechtsspezifischen Aspek-
ten zur Erlangung eines Abschlusses auf Sekundarstufe
Il sowie zu geschlechtsspezifischen Massnahmen zur
Erhohung des Anteils junger Erwachsener mit entspre-
chendem Abschluss.
Zustandig: Gleichstellung fur Frauen und Manner (FKD),
Berufsbildung, Mittelschulen und Hochschulen (BKSD),
Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton sensibilisiert fiir vielfaltige Familienformen.

— Sensibilisierung der Schulleitungen bezlglich Ansprache
der Erziehungsberechtigten in der Kommunikation.
Zustandig: Amt flr Volksschulen (BKSD),

Zeitraum: 2026-2029

— Prufen der Erweiterung der Online-Themenseite des
Amts fur Volksschulen zu Geschlechterstereotypen um
Material zu vielfaltigen Familienformen.

Zustandig: Amt fir Volksschulen (BKSD), Gleichstellung fir
Frauen und Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2029
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https://media.bs.ch/original_file/3c41c5870d30ce8c9a5b685cd0782c29502e18f7/2025-11-12-barrierefreies-pdf-0.pdf
https://media.bs.ch/original_file/3c41c5870d30ce8c9a5b685cd0782c29502e18f7/2025-11-12-barrierefreies-pdf-0.pdf
https://media.bs.ch/original_file/3c41c5870d30ce8c9a5b685cd0782c29502e18f7/2025-11-12-barrierefreies-pdf-0.pdf

HANDLUNGSFELD 5: GESUNDHEIT
UND SPORT

Gesundheit und Bewegung sind zentrale Voraussetzungen
flr Lebensqualitat und gesellschaftliche Teilhabe. Sowohl
bei der Gesundheit als auch im Sport bestehen allerdings
deutliche geschlechtsspezifische Unterschiede. Im Gesund-
heitsbereich® zeigen sie sich bei Gesundheitszustand und
-verhalten, aber auch bei der Inanspruchnahme von medizi-
nischen Leistungen. Manner suchen seltener Praventions-
angebote sowie medizinische und psychologische Hilfe auf.
Dies wirkt sich auch auf ihre Lebenserwartung aus, die drei
Jahre weniger betrégt als diejenige der Frauen.’” Frauen lei-
den hingegen haufiger an korperlichen Beschwerden, die oft
mit psychosozialen Faktoren wie Stress verbunden sind.
Ausserdem sind sie — aufgrund des Gender Bias in der Medi-
zin — haufiger mit Fehldiagnosen und inadaquater Behand-
lung konfrontiert. Trans und non-binare Menschen treffen
im Gesundheitswesen immer wieder auf mangelndes Fach-
wissen in Bezug auf Non-Binaritdt und Transidentitat, auf

6 Vgl. Schweizerische Gesundheitsbefragung 2022, Bundesamt flr Statistik

inadaquate Beratung sowie Diskriminierungen. Auch im
Sport zeigen sich Differenzen zwischen den Geschlechtern:
So treiben etwa Madchen und Frauen sowie queere Perso-
nen weniger haufig Sport als mannliche Gleichaltrige. Sie
profitieren auch weniger von attraktiven Trainingszeiten, der
Sportinfrastruktur oder der Nachwuchsférderung. Frauen
sind zudem in FUhrungs- und Entscheidungsgremien in
Sportvereinen und -verbanden deutlich untervertreten.

Langfristiges Ziel des Kantons ist eine bedarfsgerechte und
diskriminierungsfreie Gesundheitsforderung und -versorgung
sowie ein gleichberechtigter Zugang zu Sport und Bewe-
gung. In einem ersten Schritt berlicksichtigt der Kanton die
Gleichstellungsperspektive konsequent auf strategischer
Ebene bei der Gesundheitsférderung und -versorgung und
unterstltzt Sportvereine als zentrale Anbieter fur breit
zugangliche Sportangebote.

7 Lebenserwartung bei Geburt Kanton Basel-Landschaft, Amt fir Daten und Statistik BL
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https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/gesundheit/erhebungen/sgb.html
https://statistik.bl.ch/web_portal/1_6_2

ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton beriicksichtigt die Geschlechterperspektive im

Gesundheitsbereich auf strategischer Ebene.

— Berlcksichtigung der Geschlechter-Gleichstellungspers-
pektive bei der Entwicklung der neuen Praventions- und
Gesundheitsférderungsstrategie.

Zustandig: Amt fur Gesundheit (VGD),
Zeitraum: 2026-2027

— Prifung, wie die Geschlechter-Gleichstellungsperspektive
im Bereich der Gesundheitsversorgung in die Verwal-
tungsarbeit einbezogen werden kann.

Zustandig: Amt flr Gesundheit (VGD), Gleichstellung flr
Frauen und Manner (FKD), Zeitraum: 2026-2027

Der Kanton unterstiitzt die Sportvereine bei der Umsetzung
des Branchenstandards fiir den Schweizer Sport (inkl. Ge-
schlechtervertretung in Vorstanden).
— Beratung und Unterstltzung durch die neue Stabsstelle
Projektmanagement, Sport und Gesellschaft im Sportamt.
In Umsetzung. Zustandig: Sportamt (BKSD),
Zeitraum: 2026-2029
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HANDLUNGSFELD 6:
PARTIZIPATION UND
ANTIDISKRIMINIERUNG

Alle Bewohnerinnen und Bewohner des Baselbiets sollen
am gesellschaftlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und
politischen Leben teilhaben und ihre Perspektiven in Ent-
scheidungsprozesse einbringen konnen — ungeachtet des
Geschlechts. Bis heute sind jedoch nicht alle gleichermassen
in Politik und Entscheidungsgremien reprasentiert und ver-
fagen nicht Uber den gleichen Zugang zu Dienstleistungen,
Angeboten und 6ffentlichen Raumen. So liegt beispielsweise
der Frauenanteil im Landrat (37 %)® und in der Regierung
(20 %)® im Baselbiet deutlich unter der 50 Prozent-Marke
und weniger als die Halfte der regierungsratlichen Kommis-
sionen sind genligend ausgewogen besetzt.'® Gesetzlich
vorgeschrieben ist ein Frauen- bzw. Manneranteil von min-
destens 30 Prozent.” Nicht-binédre und trans Personen wer-
den haufig unzureichend berlcksichtigt — sei es bei Formu-
laren oder bei Toiletten und Umziehkabinen. Mit der digitalen
Entwicklung innerhalb und ausserhalb der Verwaltung
besteht zudem die Gefahr, Geschlechterstereotypen und
-ungleichheiten weiter zu verstarken.

Dienstleistungen, Angebote und Infrastrukturen des Kantons
sind so auszurichten, dass sie fir alle zuganglich und diskri-
minierungsfrei nutzbar sind — unabhangig von Geschlecht
oder anderer Diversitatsmerkmale wie Herkunft oder Spra-
che. Eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter tragt
dazu bei, dass Entscheidungen breit abgesttitzt sind und
verschiedene Lebensrealitaten angemessen bericksichtigt
werden.

Der Kanton setzt konsequent auf geschlechtergerechte Kom-
munikation und bericksichtigt dabei unterschiedliche Ziel-
gruppen.'? Bei der weiteren Digitalisierung der kantonalen
Verwaltung legt der Kanton ein besonderes Augenmerk auf
potentielle Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts. Er
achtet bei seinen Dienstleistungen, Angeboten und der Inf-
rastruktur darauf, dass sie diskriminierungsfrei ausgestaltet
und fir alle Geschlechter zuganglich sind. Er fordert in sei-
nem Einflussbereich eine ausgeglichene Geschlechterver-
tretung in Gremien und Flhrungsorganen.

8 Sitzverteilung der Landratswahlen nach Geschlecht, 2023, Amt flr Daten und Statistik BL

9 Zusammensetzung des Regierungsrats, Mai 2026

10 Zusammensetzung der regierungsratlichen Kommissionen: Monitoringbericht 2026, Fachstelle Gleichstellung fur Frauen und Manner BL, 2026

11 Vgl. Verordnung Uber die regierungsratlichen Kommissionen

12 Die kantonale Verwaltung setzt die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Mannern in all ihren Texten um. Die Schreibweisen flr die kantonale
Verwaltung orientieren sich am Leitfaden zur geschlechtergerechten Sprache der Bundeskanzlei. Genderstern oder Genderdoppelpunkt sind aktuell bei

amtlichen Texten mit dem Absender Kanton Basel-Landschaft nicht vorgesehen.
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https://statistik.bl.ch/web_portal/17_2_7_2
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/regierungsrat/
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/direktionen/finanz-und-kirchendirektion/gleichstellung-bl/fachstelle-gleichstellung-fuer-frauen-und-maenner/publikationen/downloads/monitoringbericht-regierungsraetliche-kommissionen-2026.pdf
https://bl.clex.ch/app/de/texts_of_law/140.41
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/besondere-behoerden/landeskanzlei/kommunikation/medienordner-kommunikation/schreibweisen_kantonale_verwaltung.pdf
https://bl-api.webcloud7.ch/politik-und-behorden/besondere-behoerden/landeskanzlei/kommunikation/medienordner-kommunikation/schreibweisen_kantonale_verwaltung.pdf

ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton beriicksichtigt bei der Ausgestaltung von
Dienstleistungen und Angeboten geschlechtsspezifische
Bediirfnisse und verbessert deren Zugéanglichkeit.

— Geschlechtergerechte Sprache und Vermeidung von
Geschlechterstereotypen in Regierungskommunikation
und Infoheft der kantonalen Verwaltung.

Zustandig: Landeskanzlei, Zeitraum: 2026-2029

— Prdfung von neuen Formularen auf geschlechtsneutrale
Anreden und geschlechtergerechte Ausgestaltung.
Zustandig: BKSD, FKD, SID, VGD, LKA,

Zeitraum: 2026-2029

— Schulungsangebot flir Mitarbeitende mit Publikumskon-
takt zum diskriminierungsfreien Umgang mit LGBTIQ-
Personen.

Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanzlei, Gleichstel-
lung fur Frauen und Méanner (FKD), Zeitraum: 2026-2029

— Prifung bei Umbau von bestehenden 6ffentlichen Bauten
(Verwaltungsgebaude, Schulhauser, Sportplatze und -hal-
len etc.) sowie bei Neubauten, ob genderneutrale Toilet-
ten und Garderoben eingerichtet werden kénnen.
Zustandig: Hochbauamt (BUD), Zeitraum: 2026-2029

— Prifen des Zugangs zu Beratungsleistungen der Fach-
stelle Gleichstellung fur Frauen und Manner flr Personen
mit eingeschrankten Deutschkenntnissen.

Zustandig: Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD),
Zeitraum: 2026-2027

— Vertretung beider Geschlechter als Referierende oder
Podiumsteilnehmende am Baselbieter Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftsforum, nach Moglichkeit Einbezug von gleich-
stellungsrelevanten inhaltlichen Aspekten bei Konzeption
und Durchflihrung.

Zustandig: Standortforderung (VGD), Kantonales Amt fur
Gewerbe, Industrie und Arbeit (VGD), Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton engagiert sich fiir Gleichstellung im Kultur-

bereich.

— Sensibilisierung von Kulturbetrieben zu Gender- und
Diversitatsmonitoring sowie Information zu einem ent-
sprechenden Selbstevaluationstool.

Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD), Zeitraum: 2028-2029

— Prufen einer moglichen Auswertung der Vergabe von
Fordergeldern nach Geschlecht.
Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD), Zeitraum: 2027-2029

Neuzuziehende aus dem Ausland erhalten bei Bedarf In-

formationen zu den Grundlagen und Angeboten in den

Bereichen Gleichstellung der Geschlechter und Behinder-

tenrechte.

— Konzeption Merkblatt zu den Grundlagen und Angeboten
in den Bereichen Gleichstellung der Geschlechter und
Behindertenrechte fur Neuzuziehende aus dem Ausland.
Zustandig: Gleichstellung BL (FKD), Zeitraum: 2026

— Bei Bedarf Abgabe Merkblatt zu den Grundlagen und Ange-
boten in den Bereichen Gleichstellung der Geschlechter
und Behindertenrechte im Rahmen der Begrlssungsge-
sprache fur Neuzuziehende aus dem Ausland.

Zustandig: Fachabteilung Integration (SID),
Zeitraum: 2026-2029

In den regierungsratlichen Kommissionen des Kantons

Basel-Landschaft sind - gemass den Vorgaben der Verord-

nung — mindestens je 30 Prozent Frauen und Manner so-

wie verschiedene Altersgruppen vertreten.

— Frahzeitige Planung von Neubesetzungen in regierungs-
ratlichen Kommissionen bei Gesamterneuerungswahlen
oder vakanten Sitzen. Treffen geeigneter Massnahmen,
um Personen aus untervertretenen Geschlechter- oder
Altersgruppen zu rekrutieren. Begrindung bei Abwei-
chungen von den Vorgaben der Verordnung. Regelmassi-
ges Monitoring und Bericht zur Zusammensetzung.

In Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen und Landeskanz-
lei, Gleichstellung fir Frauen und Manner (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

Bei der Umsetzung der Strategie zur digitalen Transforma-
tion und deren Massnahmen beachtet der Kanton durch-
gangig die Geschlechterperspektive und gestaltet sie ge-
schlechtergerecht.

— Prifung von Verordnungen, Richtlinien und Empfehlun-
gen im Rahmen der digitalen Transformation, ob sie dis-
kriminierungsfrei und geschlechtergerecht aufbereitet
und formuliert sind. Die Fachstelle Gleichstellung fir
Frauen und Manner wird bei Bedarf hinzugezogen.
Zustandig: Dienststelle Digitale Transformation (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

Der Kanton setzt sich bei seinen Beteiligungen fiir eine aus-

gewogene Zusammensetzung der Verwaltungsrate ein.

— Sensibilisierung der Beteiligungen fir das Thema, Mass-
nahmen bei Neubesetzungen flr eine ausgewogene
Zusammensetzung der Verwaltungsrate.

In Umsetzung. Zustandig: Alle Direktionen,
Zeitraum: 2026-2029
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BEHINDERTENRECHTE

Die Behindertenrechte sind in jeder Lebensphase relevant und umfassen alle Lebens-
bereiche wie beispielsweise Bildung und Arbeit, Bauen und Mobilitat oder Freizeit,
Kultur und Sport. Der Aktionsplan legt den Fokus auf fiinf Handlungsfelder.

HANDLUNGSFELD 1: GLEICHSTELLUNG HANDLUNGSFELD 2: FREIZEIT,
UND TEILHABE KULTUR UND SPORT

HANDLUNGSFELD 3: BILDUNG UND ARBEIT HANDLUNGSFELD 4: BAUEN UND MOBILITAT

HANDLUNGSFELD 5: KOMMUNIKATION
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HANDLUNGSFELD 1: GLEICH-
STELLUNG UND TEILHABE

Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf Gleich-
stellung und auf ein selbstbestimmtes Leben in allen Lebens-
bereichen. Der Kanton ist verpflichtet, Benachteiligungen zu
verhindern oder zu beseitigen und die tatsachliche Teilhabe
zu fordern (8 1 Behindertenrechtegesetz BL; § 105 Kantons-
verfassung BL).

Gleichstellung bedeutet, dass Menschen mit Behinderungen
in allen Lebensbereichen die gleichen Rechte und Chancen
haben. Dies setzt den konsequenten Abbau direkter und indi-
rekter Diskriminierungen sowie die aktive Beseitigung von
Benachteiligungen voraus — etwa durch barrierefreie Struktu-

26

ren, individuelle Unterstltzung und angemessene Vorkehrun-
gen. Gleichstellung ist erreicht, wenn Menschen mit Behin-
derungen ihr Leben selbstbestimmt und ohne strukturelle
oder gesellschaftliche Hindernisse gestalten kédnnen.

Teilhabe geht dartber hinaus und umfasst die volle und
gleichberechtigte Mitwirkung am gesellschaftlichen Leben
—in Bildung, Arbeit, Politik, Kultur, Freizeit, Familie und Woh-
nen. Teilhabe bedeutet nicht nur Anwesenheit, sondern
Mitgestaltung und Mitentscheidung. Voraussetzung dafur
sind inklusive Rahmenbedingungen sowie die systematische
Berlcksichtigung der Perspektiven von Menschen mit Behin-
derungen.



Trotz rechtlicher Fortschritte bestehen weiterhin strukturelle
Barrieren und Benachteiligungen, die eine gleichberechtigte
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen erschweren.
Menschen mit Behinderungen bewerten ihre Lebenszufrie-
denheit, Gesundheit und finanzielle Lage deutlich schlechter
als die Ubrige Bevolkerung'™. Die Beteiligung von Menschen
mit Behinderungen erfolgt nicht durchgangig friihzeitig und
verbindlich.

Die Massnahmen in diesem Handlungsfeld konzentrieren sich
auf zentrale Handlungsbereiche, die fir die Férderung von
Gleichstellung und Teilhabe entscheidend sind. Dazu gehoren
insbesondere die Starkung der Mitwirkung von Menschen mit
Behinderungen, die Sensibilisierung und Qualifizierung von
Verwaltung und Fachpersonen, die bessere Vernetzung inner-
halb der Verwaltung sowie die Unterstltzung der Gemeinden
bei der Umsetzung des Behindertenrechts.

Weitere Schwerpunkte liegen auf der Forderung von Selbst-
bestimmung und Wabhlfreiheit im Alltag, dem Schutz der
personlichen Integritat — insbesondere im institutionellen
Kontext — sowie der gezielten Starkung von Kindern mit
Behinderungen. Erganzend wird der Zugang zu verstandli-
chen Informationen fur die Bevolkerung, insbesondere fir
neu zugezogene Personen, verbessert.

13 Bundesamt fir Statistik (BFS): Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen

ZIELE UND MASSNAHMEN

Menschen mit Behinderungen und ihre Organisationen
werden frithzeitig und wirksam an der Ausgestaltung von
sie betreffenden kantonalen Massnahmen beteiligt.

— Teilrevision Verordnung zum Behindertenrechtegesetz
BL bezlglich gesetzlicher Anforderungen an Interessens-
verbande zur Beratung in Behindertenfragen. Anschlie-
ssend Prifung von geeigneten Massnahmen zur Forde-
rung der Beteiligung von Menschen mit Behinderungen.
Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte (FKD),

Zeitraum: 2026-2027

— Einbezug der Perspektive von Menschen mit Behinde-
rungen bei der Entwicklung der neuen Praventions- und
Gesundheitsforderungsstrategie.

Zustandig: Amt fir Gesundheit (VGD),
Zeitraum: 2026-2029

— Einbezug der Perspektive von Menschen mit Behinde-
rungen bei der Evaluation des Alters- und Pflegegesetzes
(APG).

Zustandig: Amt fur Gesundheit (VGD), Zeitraum: 2026

— Folgende regierungsratliche Kommissionen streben als
Zielvorgabe mindestens eine Vertretung aus dem Bereich
Behindertengleichstellung an (Vertretung Selbsthilfeor-
ganisation oder Selbstvertretung):

- Fachkommission fur Sportfragen (BKSD)

- Jugendrat (BKSD)

- Baurekurskommission (BUD)

- Kommission fur Kindes- und Jugendschutz (SID)
Zustandig: BKSD, BUD, SID, Zeitraum: 2026-2029

27


https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/wirtschaftliche-soziale-situation-bevoelkerung/gleichstellung-menschen-behinderungen.gnpdetail.2025-0199.html

Der Kanton férdert in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft
das Bewusstsein fiir die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen.
— Durchflhrung der nationalen Aktionstage Behinderten-
rechte 2027 und 2029 im Kanton.
Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

Die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung sind beziig-
lich Menschen mit Behinderungen und deren Bediirfnisse
sensibilisiert und geschult.

— Prufung, allenfalls Ergdnzung der Aus- und Weiterbil-
dungsangebote fur das Polizeikorps hinsichtlich Thema
Behinderungen.

Zustandig: Polizei Basel-Landschaft (SID),
Zeitraum: 2026-2029

— Prufung, allenfalls Erganzung der Aus- und Weiterbil-
dungsangebote flr Mitarbeitende Gefédngnisse BL hin-
sichtlich Thema Behinderungen.

Zustandig: Amt flr Justizvollzug (SID),
Zeitraum: 2026-2029

— Verwaltungsinternes Seminarangebot «Inklusion am
Arbeitsplatz: Umgang mit Mitarbeitenden mit Behinde-
rungenn».

In Umsetzung. Zustandig: Personalamt (FKD),
Zeitraum: 2026-2029

— Sensibilisierungs-Workshops mit Fachpersonen mit unter-
schiedlichen Behinderungen fir alle Mitarbeitende Amt

far Kultur.
Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

14 Gemass § 2 Abs. 4 BRG BL
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Die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung, die sich mit

der Inklusion von Menschen mit Behinderungen beschafti-

gen, sind untereinander vernetzt und teilen ihr Erfahrungs-

wissen.

— Regelmaéssige Durchfiihrung der Fachrunde Inklusion.
In Umsetzung. Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte
(FKD), Zeitraum: 2026-2029

Die Gemeinden im Kanton verfiigen Giber ein Reglement zur

Umsetzung des Behindertenrechtegesetzes BL.™

— UnterstUtzung und Beratung der Gemeinden bei Bedarf
sowie Prifung und Genehmigung der Gemeinderegle-
mente zur Umsetzung des Behindertenrechtegesetzes BL.
In Umsetzung. Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte
(FKD), Zeitraum: 2026-2029

Neuzuziehende Menschen aus dem Ausland erhalten bei

Bedarf verstandliche Informationen zu den Grundlagen und

Angeboten im Bereich der Gleichstellung der Geschlechter

und der Behindertenrechte.

— Konzeption Merkblatt zu den Grundlagen und Angeboten
in den Bereichen Gleichstellung der Geschlechter und
Behindertenrechte flur Neuzuziehende aus dem Ausland.
Zustandig: Gleichstellung BL (FKD), Zeitraum: 2026

— Bei Bedarf Abgabe Merkblatt zu den Grundlagen und
Angeboten in den Bereichen Gleichstellung der Geschlech-
ter und Behindertenrechte im Rahmen der Begrissungs-
gespréache fur Neuzuziehende aus dem Ausland.
Zustandig: Fachabteilung Integration (SID),

Zeitraum: 2026-2029



Menschen mit Behinderungen sollen ihr Leben maglichst

autonom und selbstbestimmt gestalten und aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben kénnen. Dazu gehort die
Wabhlfreiheit - in Abhangigkeit vom behinderungsbedingten
Bedarf — bei der Wohn- und Lebensgestaltung.

Genehmigung der Teilrevision Uber das Gesetz Uber die
Behindertenhilfe (BHG BL) durch den Regierungsrat
zuhanden des Landrats.

Starkung ambulanter Leistungen: Personen mit Behinde-
rung sollen verstarkt Zugang zu ambulanten Angeboten
erhalten.

Bessere Integration der Behindertenhilfe in angrenzende
Bereiche: Die Reform optimiert die Schnittstellen zwi-
schen verschiedenen Leistungsbereichen.

Ambulante Tagesstruktur: Erstmals konnen Leistungen
der begleiteten Arbeit und betreuten Tagesgestaltung
ausserhalb von Institutionen beansprucht werden.
Zustandig: Amt flr Kind, Jugend und Behindertenangebote,
Zeitraum: 2026

Massnahmen zur Umsetzung der Teilrevision Uber das
Gesetz Uber die Behindertenhilfe (BHG BL).

Zustandig: Amt fir Kind, Jugend und Behindertenangebote,
Genehmigung der Ausfuhrungsbestimmungen auf Stufe
Verordnung durch RR, Zeitraum: 2027

Die psychische, geistige und koérperliche Integritat aller Per-
sonen, welche im institutionellen Kontext der Behinderten-
hilfe oder der Jugendhilfe Leistungen nutzen, wird gewahrt

und geschiitzt.

Uberprifung und Aktualisierung des kantonalen Regle-
ments zur Gewaltpravention, mit Schwerpunkt sexuelle
Gewalt.

Zustandig: Amt flr Kind, Jugend und Behindertenangebote,
Zeitraum: 2027

Kinder mit Behinderungen konnen ihre Rechte gleichbe-
rechtigt wahrnehmen.

Erweiterung des Mandats der Arbeitsgruppe Kinder-
rechts-Konvention auf die spezifischen Fragestellungen
von Kindern mit Behinderungen.

Zustandig: Fachbereich Familien (SID), Zeitraum: 2027
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HANDLUNGSFELD 2: FREIZEIT,
KULTUR UND SPORT

Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf gleich-
berechtigte Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erho-
lung, Freizeit und Sport (Art. 30 Ubereinkommen (iber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen). Voraussetzung
daflr sind barrierefreie und inklusive Angebote. Diese umfas-
sen zugangliche Infrastrukturen, verstandliche und mehrka-
nalige Informationen sowie Formate, die unterschiedliche
Bedurfnisse und Lebenslagen beritcksichtigen. Inklusive
Angebote richten sich an Menschen mit und ohne Behinde-
rungen gleichermassen und férdern gemeinsame Erfahrun-
gen und Begegnungen.

Inklusive Formate und gezielte Angebote sind noch nicht
flachendeckend etabliert. Barrieren und Hiirden erschweren
den Zugang zu Infrastrukturen, Informationen und Angebo-
ten und wirken sich auch auf die Nutzung kultureller Einrich-
tungen und Veranstaltungen aus.

30

Handlungsbedarf besteht insbesondere bei der konsequen-
ten Ausrichtung bestehender Strukturen auf Inklusion, der
Entwicklung neuer inklusiver Angebote sowie der Sensibili-
sierung von Veranstaltenden, Vereinen und Fachpersonen.
Ebenso wichtig ist die Forderung von Kooperationen, um
vorhandene Ressourcen besser zu nutzen und inklusive
Ansatze nachhaltig zu verankern.

Die Massnahmen in diesem Handlungsfeld zielen darauf ab,
die Inklusion in Kultur- und Sportinstitutionen nachhaltig zu
starken und die Zuganglichkeit im gesamten Kanton zu ver-
bessern. Dazu gehdren auch die Sensibilisierung und Quali-
fizierung von Veranstaltenden, Vereinen und Fachpersonen
sowie die Forderung von Kooperationen zwischen inklusiven
und bestehenden Angeboten.



ZIELE UND MASSNAHMEN

Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigten Zu-

gang zum kulturellen Leben im Kanton, kénnen sich kiinst-

lerisch ausdriicken und kulturelle Angebote selbstbestimmt
und barrierefrei nutzen.

— Regelmassige Durchfihrung von vier Austauschformaten
zum Thema Inklusion im Bereich Kultur: Apéro inklusiv,
Starterkit, Virtueller Stammtisch, Aus der Praxis.

In Umsetzung. Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD),
Zeitraum: 2026-2029

— Aufbau einer Begleitgruppe mit kulturaffinen Menschen
mit Behinderungen fir die Beratung und Unterstltzung
von Kulturinstitutionen und Beizug bei Projekten.
Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

— Verbesserung der Zuganglichkeit beim didaktischen Rund-
gang im Tierpark Augusta Raurica.
Zustandig: Augusta Raurica (BKSD), Zeitraum: 2026

— Erweiterung des bestehenden Angebots von Ausstel-
lungsflihrungen fir Menschen mit und ohne Sehbehin-
derung.

Zustandig: Museum.BL (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigten
Zugang zu Sportangeboten im Kanton und kénnen sich
auf allen Leistungsniveaus selbstbestimmt und barrierefrei
sportlich betéatigen.
— Aufbau neue Stabsstelle Projektmanagement, Sport und
Gesellschaft im Sportamt.
In Umsetzung. Zustandig: Sportamt (BKSD),
Zeitraum: ab 2026

— Regelmaéssige Sitzungen der Arbeitsgruppe Inklusion.
Zustandig: Sportamt (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

31



HANDLUNGSFELD 3: BILDUNG
UND ARBEIT

Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf Zugang
zu einem inklusiven Bildungswesen, das ihre Fahigkeiten
féordert und ihnen Lernen Uber die gesamte Lebensspanne
hinweg ermaoglicht. Sie haben Anspruch auf eine ihren
BedUrfnissen entsprechende Bildung und werden vorzugs-
weise integrativ beschult (§8 4 und 5a Bildungsgesetz BL).
Zudem haben sie Anspruch auf gleichberechtigte Teilhabe
am Arbeitsleben (Art. 27 Ubereinkommen (iber die Rechte
von Menschen mit Behinderungen).

Trotz dieser rechtlichen Grundlagen bestehen im Bildungs-
und Arbeitsbereich weiterhin Hirden fir Menschen mit
Behinderungen. So ist die Erwerbsbeteiligung von Men-
schen mit Behinderungen deutlich tiefer (rund 68 % gegen-
Uber 87 % bei Personen ohne Behinderungen)'. Auch der
Ubergang von der Schule in die Berufsbildung und den
Arbeitsmarkt stellt fir viele Betroffene eine besondere Her-
ausforderung dar, was sich unter anderem in erhéhten Risi-
ken von Erwerbslosigkeit und Nichterwerbstatigkeit zeigt.

Der Zugang zu familienergdnzender Betreuung, zu integra-
tiven Bildungsangeboten sowie zu Aus- und Weiterbildungs-
formaten ist nicht in allen Fallen gewahrleistet. Benachteili-
gungen kumulieren sich dabei entlang der Bildungsbiografie.

Ein zentraler Handlungsbedarf besteht daher in der konse-
quenten Ausrichtung der Bildungs- und Arbeitsstrukturen
auf Inklusion, der Verbesserung der Zugange entlang der
gesamten Bildungsbiografie sowie der gezielten Férderung
der beruflichen Integration. Gleichzeitig gilt es, die Rolle des
Kantons als inklusiver Arbeitgeber weiter zu starken.

Die Massnahmen konzentrieren sich auf die Verbesserung
des Zugangs zu Bildung und Arbeit Gber alle Lebensphasen
hinweg. Schwerpunkte bilden die Weiterentwicklung inklu-
siver Betreuungs- und Bildungsangebote, die Unterstitzung
von Ubergangen in Ausbildung und Erwerbsleben sowie die
Starkung der beruflichen Integration. Ein weiterer Fokus liegt
auf der Forderung eines inklusiven Arbeitsumfelds innerhalb
der kantonalen Verwaltung.

15 Bundesamt fir Statistik (BFS): Arbeitsmarktindikatoren nach Behinderung, SAKE 2024
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https://www.bfs.admin.ch/bfs/rm/home.gnpdetail.2025-0720.html

ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton fordert die Inklusion von Mitarbeitenden mit
Behinderungen und erhéht deren Anteil an der Gesamtzahl
der Mitarbeitenden in der kantonalen Verwaltung.

Die kantonale Verwaltung als Arbeitgeberin erwirbt das
Label iPunkt.’® Mit dem Label iPunkt werden Unterneh-
men ausgezeichnet, die Hindernisse im Arbeitsumfeld
systematisch abbauen und auf Fachkrafte mit Behinde-
rungen zahlen.

Zustandig: Personalamt (FKD), Zeitraum: 2026-2027

Einflhrung eines neuen Tools fir das Management von
Absenzen, zur Steuerung von Unterstltzungsprozessen
und Massnahmen zur Wiedereingliederung.

Zustandig: Personalamt (FKD), Zeitraum: 2026-2028

Abschluss eines Zusammenarbeitsvertrags mit mindes-
tens einer Institution im Bereich Brlickenangebote /
Arbeitsintegration fir Jugendliche und junge Erwachsene
mit Behinderungen (Anbieten von Praktikums- und/oder
Ausbildungsplatzen innerhalb der kantonalen Verwaltung).
Zustandig: Personalamt (FKD), Zeitraum: 2026-2028

16 Label iPunkt
17 vgl. Bericht der Bildungs-, Kultur- und Sportkommission an den Landrat vom 13. Méarz 2024

Kinder mit Behinderungen haben Zugang zu bedarfsgerech-
ter familienergdnzender Betreuung.
— Umsetzung revidiertes Gesetz Uber die familienergéan-

zende Betreuung mit Anpassungen im Bereich Betreuung
von Kindern mit Behinderungen (vorbehaltlich der Annahme
der Gesetzesrevision durch eine Volksabstimmung).
Zustandig: Amt fur Kind, Jugend und Behindertenangebote
(BKSD), Zeitraum: voraussichtlich ab 2028

Prifung Verlangerung Pilotprojekt «Kita plus».
Zustandig: Amt fur Kind, Jugend und Behindertenangebote
(BKSD), Zeitraum: 2026

Prifung Anpassung & 29 der Verordnung Sonderpadago-
gik betreffend Ferienhortplatze auch fir Kinder mit Behin-
derungen."”

Zustandig: Amt fur Volksschulen (BKSD),

Zeitraum: 2026-2029
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https://ipunkt.swiss/label-ipunkt
https://baselland.talus.ch/de/dokumente/geschaeft/1d2cc10c6a7b4d7dbb271586ce82cfb9-332
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HANDLUNGSFELD 4: BAUEN
UND MOBILITAT

Menschen mit Behinderungen haben Anspruch darauf, dass
offentlich zugangliche Bauten und Anlagen sowie wesentli-
che Teile des Wohn- und Arbeitsumfelds hindernisfrei gestal-
tet sind. Offentlich zugéngliche Bauten und Anlagen miissen
SO ausgestaltet sein, dass sie auch fir Menschen mit Behin-
derungen zuganglich und benutzbar sind (§ 108 Abs. 1 Raum-
planungs- und Baugesetz Basel-Landschaft). Bei Mehrfami-
lienhausern sowie Gebauden mit Arbeitsplatzen bestehen
zudem konkrete Anforderungen an die rollstuhlgerechte bzw.
anpassbare Gestaltung (8 108 Abs. 2 und 3 RBG BL).

Im Bereich des 6ffentlichen Verkehrs haben Menschen mit
Behinderungen Anspruch auf eine moglichst selbststandige
Nutzung von Bahnhéfen, Haltestellen und Fahrzeugen. Der
Bund verpflichtet die zustandigen Akteure, den 6ffentlichen
Verkehr hindernisfrei auszugestalten und Benachteiligungen
zu beseitigen (Art. 22 Behindertengleichstellungsgesetz).

18 Bundesamt fur Verkehr (BAV): Barrierefreiheit im 6ffentlichen Verkehr
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Trotz dieser Vorgaben bestehen im Bereich Bauen und Mobi-
litat weiterhin zahlreiche Barrieren. So sind trotz abgelaufener
Frist noch langst nicht alle Bahnhofe und Haltestellen hinder-
nisfrei ausgebaut'®.

Ein besonderer Handlungsbedarf besteht beim schrittweisen
Abbau bestehender Hindernisse, der Sicherstellung der Bar-
rierefreiheit bei Neubauten und Sanierungen sowie der star-
keren Verankerung von Inklusion in allen relevanten Planungs-
und Entscheidungsprozessen.

Die Massnahmen in diesem Handlungsfeld konzentrieren sich
auf die Verbesserung der baulichen und infrastrukturellen
Zuganglichkeit sowie auf die Férderung einer selbststandigen
Mobilitat im Busverkehr.


https://www.bav.admin.ch/de/barrierefreiheit

ZIELE UND MASSNAHMEN

Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigten
und selbststandigen Zugang zu den 6ffentlich zuganglichen
Gebauden der kantonalen Verwaltung.

— Zuganglichkeits-Check der Gebdude Amt fir Kultur durch
Fachpersonen mit Mobilitdts- und mit Sehbehinderungen
(6ffentliche Bereiche und Arbeitsbereiche), anschliessend
Bedarfsmeldung an Hochbauamt.

Zustandig: Amt fur Kultur (BKSD), Zeitraum: 2026

Menschen mit Behinderungen konnen den offentlichen Ver-
kehr im Kanton selbststandig, sicher und barrierefrei nutzen.
— Im Rahmen der reguléren Instandsetzungen auf den Kan-
tonsstrassen werden die Bushaltestellen jeweils behin-
dertengerecht umgebaut (wenn immer moglich fur den
autonomen Einstieg mit Haltekante Hohe 22 cm).
In Umsetzung. Zustandig: Tiefbauamt (BUD),
Zeitraum: 2026-2029
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HANDLUNGSFELD 5:
KOMMUNIKATION

Kommunikation ist ein Grundrecht und eine zentrale Voraus-
setzung fir gleichberechtigte Teilhabe. Sie ermdglicht den
Zugang zu Informationen, die Austibung von Rechten und
die Mitwirkung am gesellschaftlichen Leben. Ohne verstand-
liche und zugangliche Kommunikation bleiben viele Angebote
und Leistungen faktisch unzugénglich.

Offentliche Verwaltungen in Baselland kommunizieren mit
Menschen mit Behinderungen in einer flr diese verstandli-
chen Art und Weise (§ 6 Behindertenrechtegesetz BL). Dazu
gehoéren neben der Standardsprache auch Leichte Sprache,
Gebardensprache, Brailleschrift sowie unterstitzte und digi-
tale Kommunikationsmittel. Der Kanton gestaltet, soweit
verhaltnismassig, seine Informations- sowie Kommunika-
tions- und Transaktionsapplikationen gemass den nationalen
und internationalen Informatikstandards, die die Zuganglich-
keit von Applikationen regeln und vom Bund flir seine eigenen
Applikationen anerkannt werden. Sie missen die von diesen
Standards geforderte Konformitatsstufe «AA» erreichen
(81 Abs. 1 Verordnung zum Behindertenrechtegesetz BL).

Trotz Fortschritten bestehen weiterhin Barrieren in der Kom-

munikation, die den Zugang zu Informationen und Dienst-
leistungen erschweren. Viele Inhalte sind sprachlich kom-
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plex, nicht ausreichend barrierefrei aufbereitet oder fir
bestimmte Zielgruppen schwer zugénglich. Auch Online-
Angebote der 6ffentlichen Hand sind noch nicht durchgangig
barrierefrei gestaltet.

Ein besonderer Handlungsbedarf besteht bei der systema-
tischen Umsetzung barrierefreier Kommunikationsstandards,
der starkeren Verbreitung von Leichter Sprache und der For-
derung der Gebéardensprache. Zudem gilt es, die Kommmuni-
kation konsequent an den Bedurfnissen unterschiedlicher
Gruppen von Nutzenden auszurichten und entsprechende
Kompetenzen in Verwaltung und Organisationen aufzubauen.
Die Massnahmen konzentrieren sich auf die Verbesserung
der Verstandlichkeit und Zugéanglichkeit von Informationen
in allen Kommunikationskanalen. Schwerpunkte bilden die
Forderung barrierefreier digitaler und analoger Kommunika-
tion, die verstarkte Nutzung von Leichter Sprache und Gebar-
densprache sowie die Weiterentwicklung inklusiver Kom-
munikationsstandards.

Ein zusatzlicher Fokus liegt auf der barrierefreien direkten
Kommunikation mit der Bevdlkerung, insbesondere im per-
sonlichen Kontakt mit Verwaltungsstellen.



ZIELE UND MASSNAHMEN

Der Kanton kommuniziert mit Menschen mit Behinderun-

gen in einer fiir diese verstandlichen Art und Weise.

— Vorstellung des Angebots «Procom Now»'® in den Direk-
tionen. Einsatz von «Procom Now» an ausgewahlten
Schaltern der kantonalen Verwaltung im Rahmen eines
Pilotprojekts. Koordination durch die Fachstelle Behinder-
tenrechte. Anschliessend Evaluation und Prifung einer
definitiven Einflihrung. «Procom Now» ermdglicht eine
barrierefreie Kommunikation am Schalter auch flr gehor-
lose Personen.

Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte (FKD),
Zeitraum: 2026-2027

— Ausbau von Kommunikationsmitteln von Augusta Raurica
und Kantonsbibliothek Baselland in Einfacher oder Leich-
ter Sprache (z. B. Begleittexte flir neue Ausstellungen,
Schulunterlagen).

Zustandig: Augusta Raurica (BKSD), Kantonsbibliothek Basel-
land (BKSD), Zeitraum: 2026-2029

— Ubersetzung und laufende Aktualisierung der Website
Fachstelle Behindertenrechte in Leichte Sprache.
Zustandig: Fachstelle Behindertenrechte (FKD),

Zeitraum: 2026-2029

19 PROCOM NOW - PROCOM

Uberprifung der Kommunikation an Personen mit Behin-
derungen sowie an die Offentlichkeit auf Barrierefreiheit
und ggf. Anpassung (insbesondere Webseite).
Zustandig: Amt fur Kind, Jugend und Behindertenangebote
(BKSD), Zeitraum: 2029

Umsetzung und Weiterentwicklung eines barrierefreien

digitalen CI/CD (Digital Design System).
Zustandig: Landeskanzlei, Zeitraum: 2026-2029
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https://procom.ch/de/procom-now/
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